
ßundessozialgerkht

Ag;3_5_B_K„65169_ '-' Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechts■veh
/

Deutscher Herold, Volks— und Lebensversicherungs— AG„‚
Bonn, Poppelsdorfer Allee 54—55, .

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbe\rollmächt igter:

g e g e n

Allgemeine ortskrankenkasse Mittelfranken‚ vertreten
durch den Geschäftsführer, Nürnberg, Karl— Grillen—
berger—Straße 4

_ .

Beklagte und Revisionsbeklagte„

Prozeßbevollmächtigter:

4.) Bundesversicherungsanstalt für Angestellte‚
Berlin 54 Ruhrstraße 2

2.) Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits—
losenversicherung, Nürnberg, Frauentorgraben 53 559
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Deutsche Angestellten—Krankenkasse‚ vertreten
durch den Geschäftsführer, Hamburg 4 Stein—
damm 400 — 406 4 .

40°) Hanseatische von 4826 und Merkur—Ersatzkasse9
vertreten durch den Geschäftsführer? Hamburg 209
Isekai 49°
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Der 5, Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liChe Verhandlung vom 28° Februar 1967 hin durch

\

Senatspräsident Prof° Dr„ B o g s

_
- . - Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dr° K r e b s ,
Bundesrichter S p i e 1 m e y e r ‚
Bundessozialrichter Dr° B b e’r l e

7
und

b o h mBundessozialrichter N o t t

für Recht erkannt:

Die ReviSioh der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 20“ Februar 4964

wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten"

93.9.n & @....— 'n'—___.

I

Die Beteiligten streiten über die Berechtigung einer

von der beklagten Allgemeinen Ortskrankenkasse {AOK}

gegenüber der Klägerin erhobenen Nachforderung von

Beiträgen zur Angestelltenversicherung und Arbeits—

losenversicherung der Beigeladenen zu 5) bis 8)„

Die Klägerin gewährte im Jahre 1955 den als Angestellten

bei ihr beschäftigt gewesenen Beigeladenen zu 5) bis 7)

und im Jahre 1956 dem ebenfalls als Angestellten bei ihr

beschäftigt gewesenen Beigeladenen zu 8) die im Tarif—

vertrag für das private Versicherungsgewerbe vereinbar-

ten Gehälter und außerdem Sonderzuwendungen„ auf die

ein Rechtsan8pruch nicht bestand‚ deren Zahlung jedoch

f'5f
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seit Jahren üblich war° Die zwischen 500,—— DM und 600‚——

DM liegenden monatlichen Tarifgehälter setzten sich aus

einem 500 DM nicht übersteigenden Grundgehalt und aus
Haushalts— und Kinderzulagen zusammen, Die Sonderzuwen—

dungen bestanden aus einer im April gezahlten sogenann—

ten Mai»Gratifikation oder Urlaubsbeihilfe in Höhe eines

halben Monatsgehalts, einer im November gezahlten Weih—

nachtsgratifikation in Höhe eines halben Monatsgehalts

und einer im Dezember gezahlten Weihnachts—Sondergrätifi—

kation in Höhe eines viertel Monatsgehaltse

Die beiden Ersatzkassen‚ Beigeladenen zu 9) und 40)‚ bei

denen die Beigeladenen zu 5) bis 8) seit Jahren versi—

chert waren, rechneten weder die Haushalts— und Kinder—

zulagen noch die Weihnachtsgratifikationen und Weih—

nachts—Sondergratifikationen oder Urlaubsbeihilfen für

die Jahresarbeitsverdienstgrenze
an„ Sie bejahten deshalb

für die hier streitigen Jahre 4955 bzw„ 4956 weiterhin
die Krankenversicherungspflicht'der beigeladenen Ange—

stellten‚ hielten sich demzufolge wie bisher für den

Einzug der Beiträge zur Angestellten— und Arbeitslosen—

versicherung für zuständig und berechneten diese Bei—
träge aus einem monatlichen Entgelt von 500 DM°

Bei einer im August 1956 durchgeführten Prüfung der

Nürnberger Bezirksdirektion der Klägerin kam die be—

klagte AOK zu der Auffassung, daß die Maigratifikation
bei der Errechnung der Jahresarbeitsverdienstgrenze zu

berücksichtigen und daß die Beigeladenen zu 5) bis 7)
ab le April 1955 sowie der Beigeladene zu 8) ab 1° April
1956 nicht mehr krankenversicherungspflichtig seien°

Sie hielt sich deshalb von diesem Zeitpunkt an für die

Einziehung der Angestellten— und Arbeitslosenversiche—

rungsbeiträge für zuständig und verlangte am 28° August

1956 von der Klägerin die Nachzahlung von Beiträgen zu
diesen beiden Versicherungszweigen in Höhe von 692,54 DM

_ 4 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

mit der Begründung? daß die Beiträge für die Beigela—

‘ denen zu 5) bis 7) seit dem 40 April 4955 und für den
' Beigeladenen zu 8) seit dem 4„ April 4956 wegen Über—

schreitens der in der Krankenversicherung geltenden

Jahresarbeitsverdienstgrenze Von 6000‚—— DM nicht mehr

nach dem für die Krankenversicherung maßgebenden Grund—

lohns sondern nach einem dem wirklichen Arbeitsverdienst
entsprechenden Grundlohn zu berechnen gewesen seien°

Den Widerspruch wies die Beklagte
am 5„ August 4958 zu—

rück° Das Sozialgericht {SG) hat der Klage stattgegeben„

[Gegen dieses Urteil haben die Beklagte‚ die beigeladene„

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ngA) und

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen—

versicherung (BfArb) Berufung eingelegt mit dem Ziel
vder Klageabweisung° Die Beklagte hat außerdem im Wege

der Widerklage beantragt festzustellen‚ daß die Beige-

ladenen zu 5) bis 7) vom 4° April 4955 an und der Bei-

geladene zu 8) vom 4° April 4956 an nicht mehr versi—
cherungspflichtige Mitglieder der Beigeladenen zu 9)

und 40) seien° Das Landessozialgericht {LSG) hat in Ab—

änderung des sozialgerichtlichen Urteils die Klage ab—

gewiesen und der Widerklage stattgegeben° Zur Begrün—

'dung hat es ausgeführt: Die Rechtmäßigkeit der ange—

fochtenen Bescheide hänge davon ab? ob die Maigratifi—

kation auf den JahresarbeitSVerdienst anzurechnen sei°

Diessei der Fall‚ denn sie sei ein Entgelt„ das regel—

mäßig gewährt werde° Die Nichtanrechnung von Zuwen—
dungen auf den Jahresarbeitsverdienst sei durch Ab*

>schnitt II Absatz 4 Nr° 4 des Erlasses des Reichsar—

beitsministers (RAM) vom 6° Januar 4945 {AN 4945 S0 6)

ausdrücklich auf WeihnachtsuGratifikationen‚ die in der

Zeit vom 25„ November bis 24° Dezember gewährt würden‚

beschränkt; dieser Erlaß könne nicht auf Mai—Gratifika—

tionen entsprechend angewandt werden„
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Ein’formeller Hinderungsgrund für die Durchführung des

Beitragseinzugs durch die Beklagte bildeten freilich

die Bescheinigungen der beigeladenen Ersatzkassen gemäß

55 517‚ 518 der Reichsversicherungsordnung (RVG)° Diese

müßten jedoch auf die Widerklage hin aufgehoben werden‚

weil die Beigeladenen nicht mehr pflichtversichert seien°

Daher sei der Weg für den Beitragseinzug durch die Be—

klagte'i‘rei° Die Klägerin könne sich auch nicht unter

Berufung auf % 524 Abs° 4 Satz 5 RVG gegen einen Bei—

tragseinzug durch die Beklagte zur Wehr setzen, weil

diese Vorschrift den Arbeitgeber nur gegen den Einzug

der Krankenversicherung3beiträge„ nicht aber gegen den

Einzug der Beiträge zur Angestellten— und Arbeitslosen—

versicherung schütze° Desgleichen liege in der Nachfor—

derung der Beiträge kein Verstoß gegen den im öffent—

lichen Recht gültigen Grundsatz von Treu und Glauben;

denn es sei nicht bei dem Schuldner die Erwartung her—

vorgerufen worden, es werde keine Erhebung von Beiträ—

gen mehr stattfinden° Schließlich sei der Einwand der
beigeladenen Ersatzkassen, die Nachentrichtung der

streitigen Beiträge wirke sich auf künftige Renten—

leistungen nicht aus, ohne Bedeutung° Die Beklagte

sei daher befugt, gegen die Klägerin die Ansprüche

auf die Beitragsnachzahlung geltend zu machen° Re—

vision ist zugelassen worden°

Die Klägerin hat gegen das Urteil Revision eingelegt.

Sie trägt vor, die Widerklage sei unzulässig, es.feh—

le an einem rechtlichen Zusammenhang zwischen der Klage

und der Widerklage° Auch wenn zwischen den Beteiligten

ein Dreiecksverhältnis bestehe‚ so erzeuge dies keines—

wegs unmittelbare Rechtsverhältnisse zwischen der Klä—

gerin, der Beklagten und den Beigeladenen° Auch ein

Feststellungsinteresse sei zu verneinen" Bei der Er—

hebung der Widerklage habe das LSG die 55 104‚ 106 und
436 des Sozialgerichtsgesetzes CSGG) verletztc
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Das LSG habe im Wege der Rechtsschöpfung die Lücke aus—

füllen müssen, die darin bestehe, daß der Gesetzgeber

keine ausdrücklichen Vorschriften über die Nichtanrech—

nung von
Mai-Gratifikationen getroffen habe; es hätten

hier die für die Weihnachts—Gratifikation geltenden Vor—

schriften angewandt werden müssen° So habe die Praxis

“Verfahren, diese Handhabung sei auch von dem Bundesmini—

Äster für Arbeit und Sozialordnung gebilligt werden„ Das

LSG habe auch nicht berücksichtigt, daß derartige Zu—

wendungen ohne schriftliche Vereinbarung den Geschenk—

charakter nicht völlig abgelegt hätten und daß deshalb

die Versicherten nicht wegen solcher Zahlungen des

Schutzes der Sozialversicherung verlustig gehen dürften„

Eine solche Handhabung würde zum Nachteil der Angestellten

gehen„ ' '

Schließlich habe das LSG auch den Begriff der Verwir—

kung verkannt, die Klägerin habe sich nicht nur auf die

Entscheidungen der beigeladenen Ersatzkassen verlassen
dürfen, sondern die Beklagte selbst habe bei den Prü—

fungen in den Jahren 1951, 1955 und l954 keine Bean—

standungen erhobeno '

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom
200 Februar 1964 aufzuheben, die Widerklage

der Beklagten abzuweisen, unter Aufrechter—

haltung des Urteils des SG Köln vom 210 April

1960 den Bescheid der Beklagten vom 28° August

1956 und den Widerspruchsbescheid der Beklagé

ten vom 50 August 1958 aufzuheben„

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuwéisene

Die beigeladene Deutsche Angestellten—Krankenkasse

beantragt,
.

' '
.-?—
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die Widerklage abzuweisen°

Die beigeladene BfA, die beigeladene BfArb und die bei—

géladene Hanseatische von 1826 und Merkur»Ersatzkasse

stellen keinen Antrag° ' ‘

Die beigeladenen Arbeitnehmer sind im Revisionsverfah—

ren nicht vertreten°

II

Die Revision ist nicht begründet.

Gegen die Zulässigkeit der Widerklage, die sinngemäß

auf Feststellung der Zuständigkeit der Beklagten als

Einzugsstelle gerichtet ist, bestehen keine Bedenken°

Nach BSG 17 S, 159 kann der Beklagte eine Widerklage

gegen einen Versicherungsträger richten, der am Ver—

fahren als notwendig Beigeladener beteiligt ist, Das

_ist hier der Fall° Denn es kann hier nur einheitlichv

entschieden werden, welche der Krankenkassen für den

Einzug der Beiträge zur Rentenversicherung und Arbeits—

losenversicherung zuständig ist,

Nach 5 100 sec kann bei demGericht der Klage eine"
Widerklage erhoben werden, wenn der Gegenanspruch

mit dem in der Klage geltend gemachten Anspruch oder

mit den gegen ihn vorgebrachten Verteidigungsmitteln

zusammenhängt° Ein solcher Zusammenhang ist hier eben—
falls gegeben, Es handelt sich hier darum, ob die bei—

geladenen Versicherten noch versicherungspflichtig in

der Krankenversicherung sind oder nicht° Je nachdem,

wie diese Frage beantwortet wird, ist die Zuständig—

keit der beklagten Ortskrankenkasse oder der beiden

beigeladenen Ersatzkassen für den Einzug der Beiträge

gegeben zur Renten— und Arbeitslosenversicherung (vgl.°

_ 8 -
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5 2 der Verordnung zur Durchführung der 2° Lohnebzugse

Verordnungvom45. Juni 1942_ BGBlI s. 405„ s 445 ‘
Abs" 1 Nr° 2 AVAVG aF: für Versicherte‚ die rentenver—
sicherungspflichtig, aber nicht krankenversicherungs—

pflichtig sind, sind die Beiträge—an die Krankenkasse

abzuführen, bei der sie ohne Rücksicht auf die Mit—

gliedschaft bei einer Ersatzkasse krankenversicherungs—-

pflichtig wären.

Für die Widerklage ist ein Feststellungsinteresse (@ 55

Nr° 4 SGG) zu bejahen° Ihrer Erhebung steht auch nicht

die Bescheinigung der Ersatzkasse nach 5% 517‚ 548 RVG

entgegen; diese ist zwar ein Verwaltungsakta der nach

der Rechtsprechung des Senats durch die EVO—Kasse im

Wege der Klage angefochten werden kann, wenn sie der

Auffassung ist, daß die betreffenden Versicherten nicht

bei der Ersatzkasse; sondern bei ihr versichert bzw„ die

Beiträge an sie abzuführen sind„ Denn die RVG—Kasse wird
durch eine solche Bescheinigung nicht gebunden (vgl.°

SozR EVO 5 518 Nr° 1 und 25 sowie Urteil des Senats

vom 27° April 1966 — 5 RK 4/65 —)„

Die Widerklage ist auch zuläSsig erhoben; denn sie ist
schriftlich eingereicht werden und nicht nur mündlich

in der letzten mündlichen Verhandlung erhoben (vgla
BSG 45 S. 85)„

Die von der Klägerin gegen die Zulässigkeit der Wider—

klage erhobenen verfahrensrechtlichen Bedenken greifen

nicht durch„

Zunächst ist ein Verstoß gegen 5 404 SGG zu verneinen;
hiernach hat der Vorsitzende eine Abschrift der Klage

an die übrigen Beteiligten zu übersenden und sie auf—

zufordern, sich schriftlich zu äußern; dabei kann eine

Frist gesetzt werden, die nicht kürzer als ein Monat

sein soll° Diese Vorschrift gilt nach ihrer Systematik

_9_
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nur für die Klage, aber nicht für eine im Termin erhobene

Widerklage„ Auch ein Verstoß gegen 5 406 SGG ist zu ver—

neinen° Der Vorsitzende hatte keinen Anlaß zu irgendwel-

chen Hinweisen an die übrigen Beteiligten‚ weil die Wi—

derklage zulässig erhoben war; ein Vertagungsantrag War

von keiner Seite gestellt worden° ’

Wenn der Kläger weiter rügt‚ es liege auch ein Verstoß

gegen € 456 Abs° 4 Nr„ 4 SGGvor, weil die beigeladenen
Ersatzkassen nicht im Rubrum des Urteils als Widerbe—

klagte aufgeführt seien, handelt es sich dabei um kei—

nen wesentlichen Verstoß gegen Verfahrensvorschriften°

Im übrigen wären Verstöße gegen 55 404, 406 SGGnach
5 202 SGG i„V„m° @ 295 SGG geheilt‚ weil sie von der

Klägerin nicht vor dem LSG gerügt worden sind„

Materiell hängt die Entscheidung des Rechtsstreits da—

von ab, ob die von der Klägerin an die Beigeladenen
_

gezahlten Mai—Gratifikationen auf die Jahresarbeits—

verdienstgrenze anzurechnen sind, ggf„ in welchem Um-

fang° Nach Abschnitt II 4 Nr° 4 des Erlasses des RAM

vom 6° Januar 4945 betreffend eiserne Sparbeträge,

weihnachtszuwendungen und Überstunden in der Sozial—

versicherung {AN 4945 So 6) werden für die Jahres—

arbeitsverdienstgrenze in der Kranken— und Angestell—

tenversicherung nicht angerechnet Weihnachtszuwendun—

gen, die in der Zeit vom 25° November bis zum 24° De—

zember gewährt werden und nicht in einer Tarif—‚ Be—

triebs— oder Dienstordnung oder in einem schriftlichen

Vertrag festgelegt sind‚ soweit sie das Gehalt oder

den Lohn für einen Monat nicht übersteigen° Dieser Er—
laß bezieht sich nur auf Weihnachtsgratifikationen in

der Zeit Vom 25° November bis 24° Dezember9 nicht aber
auf andere Gratifikationen° Er kann auch nicht entspre«

chend auf die Mai—Gratifikationen angewandt werdeno

Schon der Wortlaut und die zeitliche Begrenzung in dem

— 40 -'
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genannten Erlaß sprechen dagegeno Es handelt sich um eine

Ausnahmevorschrift, die auf der Erwägung beruht‚ daß derartige

Weihnachtszuwendungon Geschenke zu diesem Fest seieno Dies

trifft aber bei Zahlungen in anderen Zeiträumen nicht zu„ Des

weiteren würde, wenn man eine analoge Anwendung zulassen woll—

te, die Schwierigkeit bestehen, daß dann bei Z hlungen zu Weih—

nachten und im Mai zweimal eine Nichtanrechnung stattfinden

müßte, auch würde es an Anhaltspunkten dafür fehlen, welcher

Zeitraum anstelle des im Erlaß genannten (25„ November bis

240 Dezember) zu treten hätten Eine analoge Anwendung auf
andere Zahlungen geht also über den Sinn und Zweck des ge»

nannten EElasses hinausa Daher müssen die Hai—Gratifikationen

auf den Jahresarbeits—Verdienst angerechnet'werden‚ wenn nach

bisheriger längerer Übung mit der Zahlung zu rechnen war (BSG

24, 262)‚ wie es hier der Fall ist„ ‘

Die Beiträge zur Renten— und Arbeitslosenversicherung sind

daher nach den oben genannten Vorschriften an die beklagte

AOK abzuführen° Eine Verwirkung dieser Forderung hat das LSG

zutreffend verneinto

Die Kostenentscheidung beruht auf € 195 SGG„
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